
❚ BERLIN

Schüsse auf das  
Schwule Museum
Ende vergangener Woche wurde das 
Schwule Museum in Tiergarten an-
gegriffen. Mitarbeiter*innen des 
Museums stellten sechs Einschuss-
stellen an der Hausfront fest. Zwei 
Fensterscheiben, ein Leuchtschrift-
zug und ein Kunstwerk wurden be-
schädigt, wie das Museum am 
Dienstag mitteilte. Bei dem Kunst-
werk handelt es sich um einen 
Schwarzen Winkel aus Filz, der an-
lässlich der aktuellen Ausstellung 
zur Stigmatisierung von Menschen 
mit Behinderungen angefertigt 
wurde. Es wird davon ausgegangen, 
dass sich die Tat in der Nacht auf 
den 24. Februar ereignete. Der Vor-
stand des Schwulen Museums geht 
von einem gezielten Angriff auf 
die Einrichtung aus, die eines der 
größten LGBTQ-Museen der Welt ist. 
Immer wieder gebe es Drohungen 
gegen das Museum, zuletzt kam es 
im April 2020 zu einem vergleich-
baren Angriff, bei dem die Fenster-
scheiben mit Steinen beschädigt 
wurden. Im Jahr 2016 gab es eben-
falls einen Angriff mit Schusswaffen. 
Das Schwule Museum erstattete An-
zeige, die Berliner Polizei ermittelt. 
Die Höhe des Schadens ist noch nicht 
bekannt. ltb

Razzia in großem 
Asiamarkt in Lichtenberg
Mit einer Razzia in einem riesigen 
Asiamarkt in Lichtenberg ist die 
Polizei gegen mutmaßliche Marken-
fälscher und ihre Produkte vor-
gegangen. Über 200 Polizisten und 
Zöllner durchsuchten am Mittwoch-
vormittag viele Geschäfte in mehreren 
Hallen des großen Komplexes Dong 
Xuan Center, wie ein Polizeisprecher 
sagte. In den Geschäften sollen ge-
fälschte Elektronik-Produkte vor allem 
von Apple wie Smartphones, Tablets 
oder Kopfhörer verkauft worden sein. 
Auch gefälschte E-Zigaretten sollen 
im Angebot gewesen sein. Verdächtigt 
werden demnach mindestens 16 Ge-
schäftsinhaber. Die Betreiber des 
Centers sind nicht Gegenstand der Er-
mittlungen. Die Polizei warnte in dem 
Zusammenhang davor, auffallend 
billige Markenprodukte zu kaufen. 
Ein besonders niedriger Preis könne 
auf Fälschungen von Kriminellen 
hinweisen. dpa/nd

Mögliche  
Tatwaffe gefunden
Nach dem gewaltsamen Tod eines 
fünfjährigen Mädchens in Pankow 
ist eine mögliche Tatwaffe gefunden 
worden. Das teilte eine Sprecherin 
der Berliner Staatsanwaltschaft am 
Mittwoch mit. Auf Fragen nach dem 
Fundort und -zeitpunkt sowie der 
Art der Waffe antwortete die Staats-
anwaltschaft zunächst nicht, um Er-
mittlungen nicht zu gefährden. 
Unbestätigten »B.Z.«-Angaben zu-
folge soll die Waffe am vergangenen 
Wochenende gefunden worden sein 
und werde nun untersucht. Die fünf-
jährige Anissa war am 21. Februar 
verletzt in einem Gebüsch im Bürger-
park in Pankow gefunden worden 
und später im Krankenhaus ge-
storben. Ein 19-Jähriger ist derzeit in 
Untersuchungshaft. dpa/nd Überarbeitete Zielplanungen für die Ge-

denkstätten Sachsenhausen und Ravens-
brück sehen Baumaßnahmen im Umfang 
von 106 Millionen Euro vor.

ANDREAS FRITSCHE

»Ein Blick nach vorn zurück«, nennt es Di-
rektor Axel Drecoll am Mittwoch. Seine Stif-
tung brandenburgische Gedenkstätten feiert 
im Oktober 30. Geburtstag. 1993 übernahm 
die eigens dazu gegründete Stiftung die 
KZ-Gedenkstätten Sachsenhausen und Ra-
vensbrück, die 1961 beziehungsweise 1959 
eröffnet worden waren. Langfristige Zielpla-
nungen aus dem Jahr 1996 wurden bis 2017 
für insgesamt 78 Millionen Euro schrittwei-
se umgesetzt.

Doch dies ist nicht das Ende. Seit Jahren 
beschweren sich Anwohner von Sachsenhau-
sen über Reisebusse, die durch die holperige 
Zufahrt rumpeln und mit laufendem Motor 
auf ihre Fahrgäste warten. Nun gibt es nach 
schier endlosen Streitereien, die manchmal 
den Respekt vor dem historischen Ort vermis-
sen ließen, eine Kompromisslösung. 2025 soll 
für drei Millionen Euro ein neuer Buspark-
platz entstehen und außerdem der Bau eines 
neuen Besucherzentrums starten. Das alte ist 
längst zu klein für die große Zahl von Gästen 
aus aller Welt. Nach den pandemiebedingten 
Einschränkungen der Jahre 2020 und 2021, 

in denen insgesamt nur 248000 Besucher ge-
zählt worden waren, strömten im vergange-
nen Jahr 355000 Menschen herbei, um die 
Ausstellungen auf dem weitläufigen Gelän-
de zu besichtigen. 2019, vor Corona, waren 
mehr als 700000 Gäste hier gewesen. Es ist 
durchaus damit zu rechnen, dass es wieder 
in diese Richtung gehen wird und vielleicht 
auch noch über diese Marke hinaus. Dafür 
muss die Gedenkstätte fit gemacht werden.

Ende vergangenen Jahres billigte der Stif-
tungsrat eine von drei Varianten für eine neue 
Zielplanung, die in Zusammenarbeit mit dem 
österreichischen Architekturbüro Aicher Zi-
viltechniker GmbH entwickelt wurden. Vor-
gesehen ist demnach neben dem neuen Besu-
cherzentrum mit Buchladen noch ein zweiter 
Neubau mit Seminarräumen, Büros und Café 
sowie die Sanierung der 60 historischen Bau-

werke auf dem Areal. Das Neue Museum, in 
dem bisher Dauer- und Sonderausstellun-
gen zu sehen waren, soll für große Veran-
staltungen erschlossen werden. Dagegen soll 
der kleine Veranstaltungssaal in der ehemali-
gen Lagerwäscherei dann Sonderausstellun-
gen aufnehmen.

Die Vorhaben allesamt umzusetzen, wird 
wieder Jahre dauern und noch einmal ge-
schätzt 70 Millionen Euro kosten. »Dafür ha-
ben wir noch keinerlei Finanzierungszusage«, 
stellt Direktor Drecoll dar. Oder doch, aber 
nur für ein einziges Projekt: das sechs Milli-
onen Euro teure Besucherzentrum. Denn da-
für fließen je drei Millionen Euro aus dem 
eingezogenen Vermögen der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR sowie aus 
dem Zukunftsinvestitionsfonds des Landes 
Brandenburg.

Auch für die Gedenkstätte Ravensbrück 
gibt es eine Zielplanung, überarbeitet vom 
Architekturbüro Kannenberg & Kannenberg 
aus Wittstock. Nachdem die Gedenkstätte 
lange von dem vorgelagerten Gelände am See 
gelebt hat, von den Ausstellungen im Zellen-
bau und in der Kommandantur, sollen nun 
stärker das einstige Häftlingslager und der 
alte Industriehof genutzt werden. Sie waren 
in der DDR durch eine sowjetische Kaserne 
belegt. Teile der Hauptausstellung sollen aus 
der Kommandantur in die ehemalige Schnei-
derei verlegt werden, die für diesen Zweck 
denkmalgerecht saniert werden muss. Auch 
als Depot soll die Schneiderei genutzt wer-
den. Die Gesamtkosten für alle Planungen be-
ziffert Gedenkstättenleiterin Andrea Genest 
auf 36 Millionen Euro.

Die Ziele stehen auch unter dem Einfluss 
der Tatsache, dass in absehbarer Zeit die letz-
ten hochbetagten Überlebenden nicht mehr 
als Zeitzeugen zur Verfügung stehen werden. 
Zum Jahrestag der 1945 von sowjetischen 
und polnischen Truppen befreiten Konzent-
rationslager werden im April noch 20 Überle-
bende erwartet. Wieder nicht kommen kann 
der 97-jährige Wolodymyr Korobov, der 1943 
ins KZ Sachsenhausen verschleppt wurde und 
jetzt wegen des Ukraine-Kriegs in Kiew fest-
sitzt. »Die gute Nachricht ist: Er lebt noch«, 
sagt Kulturministerin Manja Schüle (SPD).

Sachsenhausen erhält neues Besucherzentrum, Ravensbrück will alte Schneiderei als Depot und für Ausstellungen nutzen

Langfristige Pläne für die KZ-Gedenkstätten

❚ Seit 1993 zählten die Gedenkstätten 
Ravensbrück und Sachsenhausen zusammen 
rund 15 Millionen Besucher.

❚ Die Gedenkstätte für die Euthanasie-Opfer 
in Brandenburg/Havel übertraf mit 5692 
Besuchern im Jahr 2022 leicht die Zahl 
vor Corona. Der Gedenkort Zuchthaus 
Brandenburg zählte 1902 Besucher.

❚ Die KZ-Gedenkstätte Ravensbrück zählte im 
vergangenen Jahr 60000 Gäste, nachdem es in 
den zwei Corona-Jahren zuvor nur etwa halb 
so viele gewesen waren, 2019 aber 110000.

❚ Die Potsdamer Begegnungsstätte 
Leistikowstraße verzeichnete 7943 Gäste.

❚ Die Stiftung hat einen Jahresetat von 8,4 
Millionen Euro. af

Besucherzahlen im Jahr 2022

Familiennachzug, D-Visum, Notfallvisum: 
Es gibt Möglichkeiten, betroffene Ver-
wandte aus der Türkei und Syrien nach 
Berlin zu holen, doch Geld und Papiere 
stellen hohe Hürden dar.

NORA NOLL

»Das Verfahren ist nicht einfach«, betont En-
gelhard Mazanke gleich zu Beginn, »nicht 
einfach!« Der Leiter des Landesamtes für Ein-
wanderung (LEA) stellt am Dienstagabend 
die Visa-Regelungen vor, mit denen Betrof-
fene aus den türkischen und syrischen Erd-
bebengebieten nach Berlin einreisen kön-
nen. Der Türkische Bund Berlin-Brandenburg 
(TBB) hat ihn zu der Informationsveranstal-
tung eingeladen.

Mazanke weiß: Ein Großteil der Anwe-
senden will entweder selbst Angehörige so 
schnell wie möglich aus den Trümmern her-
aus und nach Deutschland holen oder türki-
schen, syrischen und kurdischen Gruppen da-
bei helfen. Als höchster Vertreter der Berliner 
Ausländerbehörde will er ihnen keine zu gro-
ßen Hoffnungen machen.

Emotional ist der Abend ohnehin. Die Vor-
ständin des TBB Ayşe Demir eröffnet den Vor-
trag mit einer Gedenkminute. »Ich persönlich 
empfinde das Ausmaß kollektiven Trauerns 
so stark und tief wie nie zuvor. Es vergeht 
kein Tag, an dem wir nicht an die Verstorbe-
nen und ihre Angehörigen denken«, sagt sie. 
Eine praktische Antwort darauf sei der Ver-
such, Angehörigen einen Weg nach Deutsch-
land zu ermöglichen.

Darauf folgt der juristische Teil des Abends. 
Mazanke unterscheidet zwischen den dauer-
haften und zeitlich begrenzten Visa. »Es ist 
wichtig, dass man den Zug ›Visaverfahren‹ 

von Anfang an auf das richtige Gleis setzt.« 
Für ein dauerhaftes Visum, das einen Auf-
enthalt über 90 Tage hinaus erlaubt, kommt 
der Familiennachzug infrage. Berliner*innen 
mit unbefristetem Aufenthalt oder deutschem 
Pass, die Mitglieder ihrer Kernfamilie, also El-
tern, Kinder und Ehepartner*innen, aus be-
troffenen Gebieten in der Türkei oder Syrien 
holen wollen, bekommen laut Mazanke eine 
sogenannte Globalzustimmung. Die deut-
schen Botschaften behandeln diese Anträge 
also prioritär und möglichst schnell.

Dieses beschleunigte Verfahren hat aktu-
ell nur Berlin beschlossen. Der Bund habe 
aber die übrigen Länder dazu aufgerufen, es 
Berlin gleichzutun, so Mazanke. Berliner*in-
nen mit befristetem Aufenthaltstitel wie Stu-
dierenden steht der Familiennachzug zwar 
auch offen, sie fallen allerdings nicht unter 
die Globalzustimmung.

Für Angehörige zweiten Grades, also Ge-
schwister oder Großeltern inklusive deren 
Kernfamilie, kann das D-Visum beantragt 
werden. Damit die Verwandten für 90 Tage 
einreisen dürfen, braucht es eine Verpflich-
tungserklärung der in Berlin Ansässigen. 
Das bedeutet: Sie haften für alle öffentli-
chen Mittel, die die eingereisten Angehöri-
gen während ihres Aufenthalts in Anspruch 
nehmen. Seien es Krankenhauskosten, Un-
terbringung, Verpflegung – die Verpflich-
tungserklärenden müssen dafür aufkommen. 
Das LEA empfiehlt den Abschluss einer Kran-
kenversicherung mit einer Deckungssumme 
von 30 000 Euro. Zusätzlich sollte das Ein-
kommen, um eine erwachsene Person her-
zuholen, bei mindestens 1256 Euro liegen, 
für jede weitere Person brauche es 333 Euro 
extra, für ein Kind 196 Euro. »Wir schauen 

dann: Wie viele Verwandte passen in diese 
Summe«, so Mazanke.

Während Familiennachzug und D-Visum 
nur in Berlin vereinfacht wurden, wurde auf 
Bundesebene eine weitere Option geschaffen: 
Das Notfallvisum nach Artikel 25 des Visa-
Codex. Es betrifft dieselben Personengruppen 
wie das D-Visum und verlangt ebenfalls nach 
ausreichend Geld, doch es gilt ausschließlich 
für Deutschland, nicht für den EU-Raum und 
lässt sich im Grundsatz nicht verlängern. Laut 
Mazankes Darstellung eindeutig der schlech-
teste der drei Wege: »Wenn Sie dieses Verfah-
ren wählen, müssen Sie sich fragen, was da-
nach passiert.«

Nachfragen aus dem Publikum weisen auf 
Schwierigkeiten hin: Liegt der Pass unter den 
Trümmern vergraben? Kein Visum. Verge-
ben die deutschen Konsulate in Amman und 
Beirut, eigentlich für Syrer*innen zuständig, 
schlicht keine Termine? Kein Visum. Haben die 
Angehörigen in Deutschland weder Vermögen 
noch Einkommen, weil sie etwa von Rente le-
ben? Keine Bonität – kein Visum. Ein älterer 
Mann schildert genau eine solche Situation. 
Sieben Verwandte habe er verloren, »mit de-
nen, die mir bleiben, möchte ich mein Bett und 
Brot teilen.« Wenn sein Freund zufällig vermö-
gend wäre, könnte der dann die Solvenzpflicht 
übernehmen? »Sie könnten sich bei ihm als 

Haushaltshilfe anstellen lassen und dann Ein-
kommen beziehen«, gibt Mazanke einen Tipp.

Wenn Angehörige einmal in Berlin an-
gekommen sind, ist die Frage, wie es wei-
tergeht. Läuft der Aufenthalt über das D-Vi-
sum, rät Mazanke zu einem Systemwechsel 
noch während der 90-tägigen Laufzeit. Ob 
über eine Ausbildung, einen Sprachkurs oder 
eine Au-Pair-Stelle – »alles, was legal ist und 
erleichtert, ist möglich.«

Aktuell hält sich die Nachfrage nach den 
erleichterten Visa in Grenzen, berichtet Ma-
zanke. In den vergangenen 24 Stunden sei-
en lediglich 25 Verpflichtungsanträge einge-
gangen, in ganz Deutschland wurden bisher 
nur 582 Erdbeben-Visa ausgestellt. Da seine 
Behörde aber ohnehin überlastet sei, habe er 
13 Anfänger*innen eingestellt, die sich nach 
einer kurzen Einarbeitungsphase ausschließ-
lich um die Anträge kümmern werden.

Die großen Einreise-Erleichterungen las-
sen indes auf sich warten. Die EU könnte 
wie schon beim Ukraine-Krieg die Massen-
zustrom-Richtlinie anwenden und damit 
Erdbeben-Betroffenen Reisefreiheit gewäh-
ren. Doch hierfür sieht Mazanke nicht den 
politischen Willen. Ebensowenig hält er ein 
Bundesaufnahmeprogramm für realistisch – 
dafür bräuchte es einen entsprechenden Be-
schluss aller Innenminister*innen und der 
Bundesregierung. »Rechtlich hat die Bun-
desregierung mehr Möglichkeiten, sie schöpft 
diese nur nicht aus«, so Mazanke. Auf Lan-
desebene wäre ebenfalls ein Aufnahmepro-
gramm denkbar. »Das könnte man machen, 
das gibt es aber noch nicht.« Nicht einmal zu 
einem dreimonatigen Abschiebungsstopp in 
die Türkei und Syrien hat sich die Berliner In-
nenverwaltung bisher durchgerungen.

Berlin erleichtert die Einreise von Angehörigen aus Erdbeben-Gebieten, doch es bleibt kompliziert

»Es ist wichtig, dass man den Zug 
›Visaverfahren‹ von Anfang an  
auf das richtige Gleis setzt.«

Engelhard Mazanke 
Landesamt für Einwanderung

Ein Visum aus den Trümmern
Zehntausende Menschen haben durch das Erdbeben alles verloren. Die türkische, kurdische und syrische Diaspora versucht deshalb, Angehörige mit Visa nach Berlin zu holen.
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zapf umzüge  www.zapf.de  030/61061

Helfen Sie jetzt Familien mit 
unheilbar kranken Kindern!

Erfahren Sie mehr unter:  
www.bjoern-schulz-stiftung.de

… Seenotrettung nicht!

Ein Menschenleben
ist unbezahlbar…
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